
steht ihm der Rechtsweg offen. Das ist eine Formulierung, die 
letztendlich im Verfassungsausschuß aufgenommen worden 
ist, die eine Änderung zu früheren Regelungen beinhaltet.

Artikel 5: Die Richter sind unabhängig und nur der Verfas­
sung nach Maßgabe dieses Verfassungsgesetzes und dem Ge­
setz unterworfen. Den übrigen Text, der Ihnen vorliegt, erspare 
ich mir auch. Ich weise nur auf die Besonderheiten hin, die im 
Verfassungsausschuß zur Debatte standen.

Zum Schutz der Umwelt hat es folgende Regelung gegeben, 
und ich meine, diese ist wirklich von allen zu tragen. Der 
Schutz der natürlichen Umwelt ist Pflicht des Staates und aller 
Bürger. Er ist durch Gesetze zu gewährleisten.

(Vereinzelt Beifall)

Noch einmal zum Artikel 7 - Schutz der Arbeit. Die Arbeits­
kraft wird vom Staat geschützt. Das ist letztendlich die Formu­
lierung anstatt Recht auf Arbeit. Der Staat fördert das Recht 
des einzelnen, so die Formulierung, durch Arbeit ein men­
schenwürdiges Leben in sozialer Gerechtigkeit und wirtschaft­
licher Freiheit zu führen und schafft - das ist der entschei­
dende Satz, worüber man sich einheitlich verständigt hat - die 
dazu notwendigen Rahmenbedingungen.

Artikel 8 - Hoheitsrechte - wurde wie folgt geregelt: Die 
Deutsche Demokratische Republik kann durch Verfassungsge­
setz Hoheitsrechte auf zwischenstaatliche Einrichtungen und 
Einrichtungen der Bundesrepublik Deutschland übertragen 
oder in die Beschränkung von Hoheitsrechten einwilligen.

Artikel 9 der Verfassungsgrundsätze hat in der, ich will nicht 
den gesamten Text vortragen,... Staatsverträge der Deutschen 
Demokratischen Republik und andere völkerrechtliche Ver­
träge sind, soweit durch sie Verfassungsgegenstände berührt 
werden - Ergänzung -, durch ein ausdrücklich als „Verfas­
sungsgesetz“ bezeichnetes Gesetz zu bestätigen, das der Zu­
stimmung von zwei Dritteln der Mitglieder der Volkskammer 
bedarf.

Meine Damen und Herren! Diese Verfassungsgrundsätze, die 
doch in einer sachlichen Auseinandersetzung im Verfassungs­
ausschuß debattiert worden sind, es ist also die Auffassung des 
Rechtsausschusses eingegangen, stellen unter der gegebenen 
rechtspolitischen Situation in der Kammer, denke ich, einen 
Kompromiß dar, der von allen getragen werden könnte. Und 
ich bitte Sie daher, Ihre Zustimmung dazu zu erteilen.

(Beifall, vor allem bei CDU/DA-Fraktion)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Gestatten Sie Zwischenfragen?

Frau Kogler:
Ich würde sagen: Keine weiteren Fragen, nur noch den Satz 

dazu.

Prof. Dr. Steinitz (PDS):

Sie haben doch gesagt, daß ich warten soll. Ich stehe jetzt 10 
Minuten hier.

Frau Kogler:
Gut. Also bitte, stellen Sie die Frage.

Prof. Dr. Steinitz (PDS):

Ich möchte Bezug nehmen auf Ihre Feststellung, Frau Abge­
ordnete Kögler, warum das Recht auf Arbeit nicht in der Ver­
fassung verankert werden kann.

(Frau Kögler: Das habe ich ausdrücklich erläutert.)

Verzeihung, darf ich die Frage stellen? Sie nahmen Bezug dar­
auf , daß das unter den Bedingungen der sozialen Marktwirt­
schaft nicht möglich sei. Wie können Sie sich erklären, daß der 
DGB, der ja gewiß in sehr vielen Jahren Erfahrungen unter den 
Bedingungen der sozialen Marktwirtschaft gesammelt hat und 
auch die Probleme der Arbeitslosigkeit kennt, das Recht auf Ar­
beit als eine Grundforderung für eine Verfassung erhebt?

Frau Kögler:

Wissen Sie, es ist in verschiedene Verfassungen, auch in Län­
derverfassungen, ich glaube zum Beispiel in der Verfassung 
von Nordrhein-Westfalen, zu einer Zeit, als die SPD die ent­
scheidende Abstimmung darüber herbeigeführt hat, das Recht 
auf Arbeit aufgenommen. Aber Sie werden keinen einzigen 
Prozeß erlebt haben - und den werden Sie auch nicht erleben 
können -,wo dieses einklagbare Recht durchgesetzt werden 
konnte.

Vielleicht ein einfaches Beispiel: Wenn ein Betrieb, der nicht 
mehr rentabel ist, Konkurs angemeldet hat und in Konkurs ge­
gangen ist, dann kann der Werktätige aus diesem Betrieb nicht 
mehr sein Recht auf Arbeit durchsetzen, weil er den Betrieb, 
der nicht mehr existiert, nicht verklagen kann. Das ist der In­
halt eines Individualrechts. Also es nützt nichts, diese Formu­
lierung aufzunehmen.

Aber einig ist man sich gewiß darüber, daß der soziale Staat 
eine solche Abfederung schaffen muß, damit Arbeitsplätze ge­
schaffen werden. Er muß die Voraussetzungen dafür schaffen. 
Es muß eine entsprechende Arbeitslosenunterstützung vorhan­
den sein. Zum Beispiel im Bundgesetz der Bundesrepublik ist 
eine entsprechende Absicherung vorhanden. Und darum geht 
es, und das muß Aufgabe des Staates sein, keine leeren Erklä­
rungen, wie wir sie bisher in unserer sozialistischen Gesetzge­
bung leider gewöhnt gewesen sind.

(Beifall bei CDU/DA)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:
Zur Geschäftsordnung der Abgeordnete Kamm.

Dr. Kamm (CDU/DA):

Ich möchte das Präsidium darauf aufmerksam machen, daß 
Frau Kögler hier im Namen eines Ausschusses spricht und 
nicht dazu befragt werden kann, wie ihre persönliche Wertung 
zu diesen und jenen Aussagen dieses Ausschusses ist.

(Vereinzelt Beifall)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Danke schön. Das liegt leider nicht in der Entscheidungsge­
walt des Präsidiums. Aber vielleicht ist das ein Hinweis darauf, 
daß wir mit den Zwischenfragen hier Schluß machen. Sie hat­
ten diese eine Zwischenfrage ja versprochen. Oder wollen Sie 
weitere Zwischenfragen beantworten?

(Frau Kögler: Es können Fragen gestellt werden.
Ich kann auch etwas erläutern. Ich gebe nur nicht 
die persönliche Auffassung wieder.)

Sie müssen das bitte entscheiden.

(Frau Kögler: Dann lasse ich keine Zwischenfra­
gen mehr zu. Es wird auf die Zeit geschaut.)

(Beifall bei CDU/DA)

Danke schön. Wir kommen zur Aussprache über dieses Ge­
setz. Als erster hat für die Fraktion Bündnis 90/Grüne der Ab­
geordnete Ullmann das Wort. Wir haben uns auf 10 Minuten 
Redezeit pro Fraktion geeinigt. Alle werden dankbar sein, 
wenn die 10 Minuten nicht ausgeschöpft werden müssen.

(Vereinzelt Beifall)

Dr. Ullmann für die Fraktion Bündnis 90/Grüne:
Herr Präsident! Meine Damen und Herren Abgeordnete! Ich 

habe hier zu begründen, warum die Fraktion Bündnis 90/Grüne 
dieses Gesetz, genannt „Verfassungsgrundsätze”, ablehnt. Ich 
muß insofern der Darstellung - es tut mir leid - der Frau Abge­
ordneten Kögler widersprechen. Ich habe schon im Ausschuß 
diesen Widerspruch geltend gemacht. Sicherlich stehen hier 
sehr viele von uns akzeptierte und vertretene Dinge. Dennoch 
bleibt es dabei, daß unsere Fraktion dieses Gesetz im Ganzen 
ablehnen muß. Ich habe das jetzt vor Ihnen zu begründen.

Ich muß dazu sagen: Was ist die Verfassung? Meine Damen 
und Herren, die Verfassung ist das Ergebnis der Grundent­
scheidung des Volkes, von dem die Staatsgewalt ausgeht, und

544


